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(- Art. 1 bis 12: Belgisches Staatsblatt vom 14. Oktober 2025,
- Art. 14: Belgisches Staatsblatt vom 2. September 2024)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.


FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST VOLKSGESUNDHEIT, SICHERHEIT DER NAHRUNGSMITTELKETTE UND UMWELT


13. NOVEMBER 2023 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Gesundheit


			PHILIPPE, König der Belgier

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:



TITEL 1 - Einleitende Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


TITEL 2 - FÖD Volksgesundheit, Sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt


KAPITEL 1 - Abänderung des koordinierten Gesetzes vom 10. Mai 2015 über die Ausübung der Gesundheitspflegeberufe


Abschnitt 1 - Ersetzung des Rates für Medizinische Ästhetik


Art. 2 - In Artikel 142 des koordinierten Gesetzes vom 10. Mai 2015 über die Ausübung der Gesundheitspflegeberufe werden die Wörter "Rates für Medizinische Ästhetik" durch die Wörter "Hohen Rates der Fachärzte und der Hausärzte" ersetzt.


Abschnitt 2 - Stellungnahme des Föderalen Rates der Apotheker


Art. 3 - In Artikel 143/2 Absatz 1 desselben Gesetzes werden zwischen den Wörtern "der Artikel 6 bis 8" und den Wörtern "werden nach Stellungnahme" die Wörter ", mit Ausnahme des ersten Erlasses zur Ausführung von Artikel 7/1 § 7 Absatz 2 und des ersten Erlasses zur Ausführung von Artikel 7/1 § 14," eingefügt.




Abschnitt 3 - Impfung von Kleinkindern durch Hebammen


Art. 4 - Artikel 45 § 2 Absatz 2 des koordinierten Gesetzes vom 10. Mai 2015 über die Ausübung der Gesundheitspflegeberufe wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Sie dürfen ebenfalls von Rechts wegen Impfungen bei Kleinkindern bis zum Alter von 2,5 Jahren unter den vom König durch einen im Ministerrat beratenen Königlichen Erlass festgelegten Bedingungen durchführen."


KAPITEL 2 ­ Abänderung des Gesetzes vom 22. April 2019 über die Qualität der Ausübung der Gesundheitspflege


Art. 5 - Artikel 2 des Gesetzes vom 22. April 2019 über die Qualität der Ausübung der Gesundheitspflege, abgeändert durch das Gesetz vom 30. Juli 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. In Nr. 5 werden die Wörter "wobei die Wirkung spontan reversibel ist" durch die Wörter "wobei der Patient durch Ansprechen geweckt werden kann und die Wirkung spontan reversibel ist" ersetzt.

2. Nummer 8 wird wie folgt ersetzt:

"8. Allgemeinanästhesie: eine medikamentös herbeigeführte Bewusstlosigkeit, während der der Patient nicht durch einen schmerzauslösenden Reiz geweckt werden kann. Die Spontanatmung und die Schutzreflexe fehlen in der Regel und die Atemwege müssen oftmals gesichert werden. Eine Beatmung kann erforderlich sein. Die kardiovaskuläre Funktion kann in diesem Stadium unzureichend sein,".

3. Eine Nr. 8/1 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

"8/1. tiefe Sedierung: eine medikamentös herbeigeführte Bewusstlosigkeit, während der der Patient nicht leicht geweckt werden kann. Der Patient kann jedoch nach wiederholter Ansprache oder einer Schmerzstimulation gezielt reagieren. Der Patient braucht möglicherweise Unterstützung, um seine Atemwege freizuhalten. Die Schutzreflexe sind möglicherweise nicht vorhanden. Die kardiovaskuläre Funktion bleibt in der Regel erhalten."


Art. 6 - Die Überschrift von Kapitel 3 Abschnitt 5 desselben Gesetzes wird wie folgt ersetzt:

"Abschnitt 5 - Anxiolyse, tiefe Sedierung und Anästhesie".


Art. 7 - Artikel 15 Absatz 1 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. Zwischen dem Wort "Regionalanästhesie" und den Wörtern "und/oder Allgemeinanästhesie" werden die Wörter ", tiefer Sedierung" eingefügt.

2. Zwischen den Wörtern "der erwähnten Anxiolyse" und den Wörtern "oder Anästhesie" werden die Wörter ", tiefen Sedierung" eingefügt.


Art. 8 - Artikel 16 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. Im einleitenden Satz werden zwischen dem Wort "Regionalanästhesie" und den Wörtern "und/oder Allgemeinanästhesie" die Wörter ", tiefer Sedierung" eingefügt.

2. In Nr. 1 Absatz 1 werden zwischen den Wörtern "Leistungen im Bereich Anästhesie" und dem Wort "verantwortlich" die Wörter "und/oder tiefer Sedierung" eingefügt.

3. In Nr. 1 Absatz 2 werden zwischen dem Wort "unter" und dem Wort "Allgemeinanästhesie" die Wörter "tiefer Sedierung und/oder" eingefügt.

4. In Nr. 3 Buchstabe a) werden zwischen dem Wort "vor" und den Wörtern "der Anästhesie" die Wörter "der tiefen Sedierung und/oder" eingefügt.

5. In Nr. 3 Buchstabe b) werden zwischen den Wörtern "dafür sorgen, dass" und den Wörtern "die Anästhesie" die Wörter "die tiefe Sedierung und/oder" eingefügt.

6. In Nr. 3 Buchstabe c) werden zwischen den Wörtern "dafür sorgen, dass" und den Wörtern "die Anästhesie" die Wörter "die tiefe Sedierung und/oder" eingefügt.


KAPITEL 3 ­ Abänderung des koordinierten Gesetzes vom 10. Juli 2008 über die Krankenhäuser und andere Pflegeeinrichtungen


Abschnitt 1 - Chefarzt


Art. 9 - Artikel 21 des koordinierten Gesetzes vom 10. Juli 2008 über die Kranken-häuser und andere Pflegeeinrichtungen, abgeändert durch das Gesetz vom 18. Dezember 2016, dessen heutiger Wortlaut § 1 bilden wird, wird durch die Paragraphen 2 bis 4 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 2 - Im Hinblick auf die Anwendung von § 1 benachrichtigt der Chefarzt, wenn er der Ansicht ist, dass der medizinische Aspekt, die Qualität der Pflege oder die Sicherheit der Patienten dies rechtfertigen, den betreffenden Krankenhausarzt schriftlich über jedes Verhalten, das dem nicht entspricht.

§ 3 - Zur Wahrung und/oder Verbesserung der Qualität der medizinischen Aktivität und/oder zur Gewährleistung der Sicherheit der Patienten ist der Chefarzt ebenfalls befugt, Krankenhausärzten, die in der medizinischen Abteilung des Krankenhauses tätig sind, für die er gemäß Artikel 18 Absatz 2 Nr. 1 verantwortlich ist, schriftliche Anweisungen zu erteilen.

§ 4 - Der Chefarzt übt die in den Paragraphen 2 und 3 erwähnten Befugnisse in enger Absprache mit dem Verwalter und dem Ärzterat aus.

Der König kann nähere Regeln für die Anwendung der Paragraphen 2 und 3 bestimmen."


Abschnitt 2 - Ahndung


Art. 10 - In dasselbe Gesetz, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 29. Novem-ber 2022, wird ein Artikel 120/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 120/1 - Der Finanzmittelhaushalt eines Krankenhauses kann gekürzt werden, wenn innerhalb des Krankenhauses fachmedizinische Untersuchungen und/oder Behandlungen im Zusammenhang mit einem Krankenhausdienst, einer Krankenhausfunktion, einer Kranken-hausabteilung, einem medizinischen Dienst, einem medizinisch-technischen Dienst oder einem Pflegeprogramm in struktureller Weise durchgeführt werden, ohne dass das Krankenhaus über eine Zulassung für den entsprechenden Krankenhausdienst, die entsprechende Krankenhaus-funktion, die entsprechende Krankenhausabteilung, den entsprechenden medizinischen Dienst, den entsprechenden medizinisch-technischen Dienst oder das entsprechende Pflegeprogramm verfügt.

Der König legt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Modalitäten für die Anwendung von Absatz 1 fest.

Die in Absatz 2 erwähnten Modalitäten beziehen sich insbesondere auf:

1. das Verfahren zur Bestimmung der in Absatz 1 erwähnten fachmedizinischen Untersuchungen und/oder Behandlungen sowie zur Kürzung des Haushalts,

2. die Kürzung des Haushalts in Prozent ausgedrückt oder nicht."


Abschnitt 3 - Zuschläge im Bereich der bildgebenden Diagnoseverfahren


Art. 11 - In dasselbe Gesetz wird ein Artikel 152/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 152/1 - § 1 ­ Vorliegender Artikel findet Anwendung auf Patienten, die nicht im Krankenhaus aufgenommen sind und bei denen im Krankenhaus Leistungen unter Anwendung aufwendiger bildgebender Diagnoseverfahren wie in Artikel 52 des vorliegenden Gesetzes erwähnt erbracht werden.

§ 2 - Krankenhausärzte, die die vorerwähnten Leistungen erbringen, dürfen den in § 1 erwähnten Patienten unbeschadet der in Absatz 2 erwähnten besonderen Umstände keinen Zuschlag in Rechnung stellen. Für die Anwendung des vorliegenden Artikels sind unter Zuschlägen Tarife zu verstehen, die von den vereinbarten Tarifen abweichen, wenn eine in Artikel 50 des am 14. Juli 1994 koordinierten Gesetzes über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung erwähnte Vereinbarung in Kraft ist, oder die von den als Grundlage für die Berechnung der Versicherungsbeteiligung dienenden Tarifen abweichen, wenn eine solche Vereinbarung nicht in Kraft ist.

In Abweichung von Absatz 1 dürfen Krankenhausärzte Zuschläge in Rechnung stellen, wenn die Leistungen auf ausdrücklichen Wunsch des Patienten zwischen 18.00 und 08.00 Uhr oder an Samstagen, Sonntagen und Feiertagen erbracht werden.

Der Krankenhausarzt informiert den Patienten vorab über die finanziellen Folgen. Die Einwilligung des Patienten, der den im vorhergehenden Absatz erwähnten ausdrücklichen Wunsch äußert, wird vor Erbringung der Leistung schriftlich in einem unterzeichneten Dokument festgehalten, von dem der Patient und das Krankenhaus jeweils ein Exemplar erhalten.

In keinem Fall können Zuschläge in Rechnung gestellt werden, wenn der Arzt, der die Leistung verschreibt, ausdrücklich vermerkt, dass es sich um einen medizinischen Notfall handelt.

§ 3 - Der Verwalter und der Ärzterat ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die in § 1 erwähnten Leistungen den betreffenden Patienten ohne Rech-nungsstellung von Zuschlägen innerhalb der wissenschaftlich üblichen Frist entsprechend der betreffenden Erkrankung angeboten werden, unbeschadet der in § 2 Absatz 2 erwähnten besonderen Umständen."


KAPITEL 4 ­ Abänderung des Gesetzes vom 29. April 1999 über die nicht konventionellen Praktiken in den Bereichen Heilkunde, Arzneikunde, Heilgymnastik, Krankenpflege und im Bereich der Heilhilfsberufe


Art. 12 - In Artikel 8 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die nicht konventionellen Praktiken in den Bereichen Heilkunde, Arzneikunde, Heilgymnastik, Krankenpflege und im Bereich der Heilhilfsberufe wird ein § 5 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"§ 5 - In Abweichung von § 2 kann die Registrierung als Homöopath vom Minister ohne Stellungnahme der betreffenden Kammer gewährt werden, sofern der Betreffende die in Artikel 8 des Königlichen Erlasses vom 26. März 2014 über die Ausübung der Homöopathie festgelegten Übergangsmaßnahmen erfüllt, mit Ausnahme der Billigung der Ausbildung in Homöopathie durch die in Artikel 8 § 1 Nr. 2 dieses Königlichen Erlasses erwähnte Homöopathiekammer."


(...)



KAPITEL 6 - Abänderung des Gesetzes vom 6. November 2022 über die Verbesserung der Innenraumluftqualität in den für die Öffentlichkeit zugänglichen geschlossenen Räumlichkeiten


	Art. 14 ­ Artikel 9 des Gesetzes vom 6. November 2022 über die Verbesserung der Innenraumluftqualität in den für die Öffentlichkeit zugänglichen geschlossenen Räumlichkeiten wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 5 Absatz 2 werden die Wörter "Beschwerde gegen diesen Beschluss kann beim Staatsrat eingereicht werden." durch die Wörter "Beschwerde gegen die Geldbuße wird in Anwendung von Artikel 14 § 1 Nr. 1 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat beim Staatsrat eingelegt." ersetzt.  

	2. [Abänderung des niederländischen Textes]

	3. In § 5 wird zwischen den Absätzen 4 und 5 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Der Beschluss des in § 3 erwähnten Beamten ist vollstreckbar."

	4. Paragraph 6 wird wie folgt ersetzt:

	"§ 6 - Bei Nichtzahlung binnen der in Ausführung von § 5 Absatz 4 festgelegten Frist, wird die administrative Geldbuße von der mit der Einnahme und Beitreibung von Steuerforderungen und nichtsteuerlichen Forderungen beauftragten Verwaltung des Föderalen Öffentlichen Dienstes Finanzen gemäß den Artikeln 3 und folgenden des Domanialgesetzes vom 22. Dezember 1949 beigetrieben. Nach Abzug etwaiger Kosten werden die von dieser Verwaltung beigetriebenen Beträge dem Föderalen Öffentlichen Dienst Volksgesundheit, Sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt überwiesen. 

	Die Klage auf Rückforderung der administrativen Geldbuße verjährt in fünf Jahren ab dem Tag, an dem gegen die Entscheidung der zuständigen Verwaltung keine Beschwerde mehr eingereicht werden kann."


	Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


	Gegeben zu Brüssel, den 13. November 2023


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Volksgesundheit
F. VANDENBROUCKE

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT
